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(1) Ziel und Gültigkeit 
Allen unseren Bestellungen und Aufträgen für Lieferungen und Leistungen durch Lieferanten liegen ausschließlich die nachstehenden 
Allgemeinen Einkaufsbedingungen für Lieferungen und Leistungen durch Auftragnehmer zugrunde. Alle individuellen Regelungen 
gehen vor, insbesondere solche der Bestellung und des Verhandlungsprotokolls, ebenso Regelungen unseres Kunden, wenn und 
soweit sie zugrunde gelegt wurden, sowie das Leistungsverzeichnis einschließlich Vorbemerkungen. 

 

(2) Definitionen: 
AG  = Auftraggeber 

AN  = Auftragnehmer und alle seine Erfüllungsgehilfen 

KUNDE  = Kunde des Auftraggebers und Auftraggeber des Kunden 

Mitarbeiter = Repräsentanten, gesetzliche Vertreter, Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen des AG bzw. des AN 

 

(3) Umsatzsteuer 
Nachfolgend bezeichnete Beträge, insbesondere Angebots-, Auftrags- und einvernehmlich oder rechtskräftig festgestellte Abrech-
nungssummen, Vertragsstrafen und Sicherheiten bezeichnen den jeweiligen Nettobezugswert. Ist der AN Steuerschuldner nach Maß-
gabe der §§ 13 b UStG, 48 b EStG versteht sich der jeweilige Betrag jeweils zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer. 

 

(4) Datenschutz 

Der AG ist ein ISO/IEC 27001 zertifiziertes Unternehmen mit hohem Sicherheitsstandard und daher haben der AG und der AN die 
Umsetzung der gesetzlichen Regelung nach der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und dem Bundesdatenschutzgesetz (BSDG) 
in besonderem Maße zu beachten und einzuhalten. Der AN ist zur Einhaltung der Bestimmung der DSGVO und des BSDG in der jewei-
ligen Fassung verpflichtet. Er darf nur diejenigen Personen für die Erbringung der Leistungen einsetzen, die er entsprechend geschult 
und auf das Datengeheimnis verpflichtet hat. 

(5)  Mitarbeiter des Lieferanten, Nachunternehmer  

Erbringt der AN die Leistung im Betrieb des AG, hat der AN die dort geltenden Sicherheitsvorschriften, insbesondere die Informations-
sicherheitsrichtlinie einzuhalten, die ihm der AG auf Anfrage zur Verfügung stellt. Ebenso wird der AN diese Richtlinien bei Erbringung 
der Leistung durch Fernzugriff unbedingt einhalten.  
Der AN darf zur Erbringung seiner vertraglich geschuldeten Leistung Nachunternehmer nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
des AG einsetzen. Der AN darf seine Zustimmung nicht unbillig verweigern. Für den Fall der Zustimmung ist der AN verpflichtet, dem 
Nachunternehmer die gleichen Rechte und Pflichten vertraglich aufzuerlegen, die er gegenüber dem AG hat.  
 
Der AN schult die für die Leistungserbringung eingesetzten Mitarbeiter und Nachunternehmer entsprechend der zur Verfügung ge-
stellten Sicherheitsvorschriften und stellt sicher, dass diese sich der Notwendigkeit der Einhaltung der Sicherheitsvorschriften bewusst 
sind. Er wird dafür sorgen, dass sich weder seine Mitarbeiter noch Nachunternehmer Zugang beschaffen, die über den normalen Ge-
nehmigungsprozess hinausgehen und sie entsprechend zur unbedingten Einhaltung verpflichten.  
 
Endet die Leistungserbringung gleich aus welchem Grund, wird der AN dafür sorgen, dass sämtliche erhaltenen Zugriffsmöglichkeiten 
auf die Systeme, Gebäude und Räumlichkeiten zurückgegeben bzw. gelöscht werden.  
 

 (6)  Geheimhaltung  

Der AN ist verpflichtet, Betriebsgeheimnisse des AG für eine unbegrenzte Zeit vertraulich zu behandeln und sie an keinen Dritten 
weiterzugeben. Mit Betriebsgeheimnissen sind alle im Rahmen der Vertragsdurchführung erlangten Informationen zu verstehen. In 
diesem Zusammenhang darf nur Mitarbeitern Zugang zu den Betriebsgeheimnissen gewährt werden, soweit dies für die Ausführung 
des Vertrages notwendig ist. So berechtigte Mitarbeiter sind, diesen Bedingungen gemäß, zur Geheimhaltung zu verpflichten.  
Die vorstehenden Verpflichtungen gelten nicht für Betriebsgeheimnisse, die  
 

(i)  der anderen Partei bereits bei Übermittlung bekannt waren,  

(ii)  nach Übermittlung ohne Verschulden der anderen Partei bekannt geworden sind,  

(iii)  von der anderen Partei eigenständig und ohne Nutzung der Betriebsgeheimnisse entwickelt worden sind,  

(iv)  die die andere Partei aufgrund Gesetzes, behördlicher Verfügung oder gerichtlicher Entscheidung veröffentlichen muss, 
vorausgesetzt, der Partei wurde ausreichend Zeit zur Abwehr dieser Maßnahmen gewährt.  
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Der AN hat unaufgefordert nach vollständiger Ausführung und Abnahme der Leistungen alle erlangten Betriebsgeheimnisse, soweit 
auf Datenträgern oder anderen physikalischen Unterlagen vorhanden, vollumfänglich zu vernichten und deren Vernichtung schriftlich 
zu bestätigen.  

Soweit der AG oder ein von ihm beauftragter Dritter im Rahmen der Vertragsdurchführung auf Speichermedien des Kunden zugreifen 
muss, stellt der AG sicher, dass ein Zugriff auf personenbezogenen Daten verhindert oder so gering wie möglich gehalten wird. Der AG 
wird seine mit der Durchführung des Vertrages bestellten Erfüllungsgehilfen auf die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen verpflichten. Sollte der Zugriff über das oben beschriebene Maß als Nebenfolge der Vertragsdurchführung hinausgehen, wird 
der AG mit dem AN eine Auftragsdatenverarbeitungsvereinbarung abschließen.  

 

(7)  Informationssicherheit  

Dem AN ist die besondere Notwendigkeit eines umfassenden Schutzes von Informationen und Daten bewusst. Er wird die Daten und 
Informationen des AG und seiner Kunden nach dem Stand der Technik gegen jeden unberechtigten Zugriff, Veränderung, Zerstörung 
oder Verlust, unerlaubte Übermittlung, Verarbeitung und sonstigen Missbrauch sichern. Die Sicherung wird durch Vorkehrungen und 
Maßnahmen durchgeführt, die dem Stand der Technik sowie den Sicherheitsrichtlinien des AG entsprechen („Informationssicherungs-
maßnahmen“). 
 
(8)  Informationspflicht, Audits  

Der AN ist verpflichtet, den AG über jeden Vorfall im Zusammenhang mit Informationssicherheitsmaßnahmen, sowie jeden Verdacht 
eines zu befürchtenden Vorfalles und/oder Verstoßes unverzüglich zu benachrichtigen. Der AN wird nach Absprache mit dem AG 
Maßnahmen ergreifen, um nachteilige Folgen für Betroffene, sowie um weitere Vorfälle und Verstöße in Zukunft zu verhindern. Das 
Gleiche gilt für während der Leistungsausführung auftretende Vorfälle und Verstöße. Auf Anforderung ist der AN verpflichtet, Auskunft 
über die Einhaltung der Informationssicherheitsmaßnahmen zu erteilen.  

Der AG ist berechtigt, die Maßnahmen zur Einhaltung der Geheimhaltungs-, Datenschutz- und Informationssicherheitsbestimmungen 
dieser Einkaufsbedingungen während der üblichen Geschäftszeiten in den Räumen des AN durch den Informationssicherheitsbeauf-
tragten zu überprüfen oder durch einen Dritten überprüfen zu lassen. Dazu wird der AN dem AG Einsicht, Zugriff und Auskünfte über 
alle erforderlichen Unterlagen, Finanzberichte, Systeme und andere Materialien, die relevant für den Geschäftsbetrieb des AN sind, 
gewähren.  
 
(9)  Qualitätssicherheit  

Der AN verpflichtet sich die Leistung unter Einhaltung durch Anwendung geeigneter Qualitätssicherungssysteme, z.B. DIN EN ISO 9001 
ff, 14001 ff, oder gleichwertiger Art zu gewährleisten. Der AG ist berechtigt einen Nachweis über diese Qualitätssicherung zu verlangen 
und sich von der Art der Durchführung durch Prüfungen und Kontrollen an Ort und Stelle zu überzeugen. 
 
(10)  Compliance/Exportkontrolle  

Der AN verpflichtet sich, keine Handlungen zu begehen oder Handlungen zu unterlassen, die zu einer Strafbarkeit wegen Betrug und 
Untreue, Straftaten gegen den Wettbewerb oder vergleichbarer Delikte von beim AN beschäftigten Personen oder beauftragten Drit-
ten führen können.  

Für den Fall, dass sich ein AN gesetzeswidrig verhält, steht dem AG ein außerordentliches Rücktritts- bzw. Kündigungsrecht aller mit 
dem AN bestehenden Verträge zu.  

Auf Anforderung ist der AN zur Abgabe von Lieferantenerklärungen verpflichtet, die den Erfordernissen der Verordnung (EG) 
1207/2001 entsprechen. Er stellt diese rechtzeitig, spätestens mit der Annahme der Bestellung zur Verfügung. Wenn Langzeitlieferan-
tenerklärungen verwendet werden, hat der AN Veränderungen der Ursprungseigenschaft mit der Annahme der Bestellung unaufge-
fordert dem AG mitzuteilen. Das tatsächliche Ursprungsland ist in jedem Fall in den Lieferpapieren zu benennen, auch wenn keine 
Präferenzberechtigung vorliegt.  
Auf Anforderung ist der AN verpflichtet, dem AG alle weiteren Außenhandelsdaten zu den Waren und deren Bestandteilen schriftlich 
mitzuteilen, sowie ihn unverzüglich über alle Änderungen der Daten schriftlich zu informieren. 
 
  
 

1 Vertragsgrundlagen  
1.1 Vertragsgrundlagen sind die in 

Ziff. 1 des Verhandlungsprotokolls 
(im folgenden VP) bestimmten Ver-
tragsgrundlagen und im Übrigen 
das Recht der Bundespolitik 
Deutschland  

1.2 Weichen in den Vertragsgrundlagen 

die Anforderungen an Dokumenta-
tion, an etwa erforderliche Nachwei-
se und an die Voraussetzungen für 
die Abnahme voneinander ab, sind 
sie insgesamt zu erfüllen. Dies kann 
auch durch Umsetzung der jeweils 
weitestgehenden Anforderungen 
geschehen, wenn und soweit diese 
die weniger weitreichenden Anfor-

derungen erfassen.  

1.3 Von diesen Allgemeinen Einkaufs-
bedingungen abweichende oder sie 
ergänzende Bedingungen des AN 
sind für den AG unverbindlich, auch 
wenn der AG nicht widerspricht oder 
der AN erklärt, nur zu seinen Bedin-
gungen liefern zu wollen.  
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2 Basis von Angeboten und 
Aufträgen 

2.1 Bestellung und Annahme sowie ihre 
Änderungen und Ergänzungen be-
dürfen der Schriftform. Mündliche 
Nebenabreden bei Vertragsab-
schluss sind nur wirksam, wenn sie 
vom AG schriftlich bestätigt wurden.  

2.2 Nimmt der AN die Bestellung nicht 
innerhalb von 14 Tagen an, so ist der 
AG vor Zugang der Annahmeerklä-
rung des AN zum Widerruf berech-
tigt. 

2.3 Die vollständige Übertragung oder 
Untervergabe der bestellten Liefe-
rungen und Leistungen durch den 
AN an Dritte bedarf der schriftlichen 
Zustimmung des AG. Neben dem 
Dritten haftet der AN als Gesamt-
schuldner.  

2.4 Kosten einer Versicherung der Ware, 
insbesondere einer Speditionsversi-
cherung sind Bestandteil der Ein-
heitspreise des AN und werden da-
her vom AG nicht gesondert über-
nommen. Der AG ist Verbots- bzw. 
Verzichtskunde. 

 

3 Verantwortlichkeiten, 
Vollmachten 
Der Projektleiter besitzt Vollmacht 
gegenüber dem AN nur, soweit im 
Verhandlungsprotokoll seine Vertre-
tungsberechtigung bejaht ist.  

Der Projektleiter ist jedoch in keinem 
Falle berechtigt, Formulierungen o-
der Klauseln dieser besonderen Be-
dingungen oder des Verhandlungs-
protokolls nach Abschluss zu verän-
dern oder zu streichen. Derartige 
Änderungen oder Streichungen be-
dürfen der ausdrücklichen Zustim-
mung der Geschäfts- oder Einkaufs-
leitung des AG. 

 

 

4 Allgemeine Pflichten des 
AN 

4.1 Hinweis- und Sorgfaltspflichten 

(1) Hat der AG den AN über den Ver-
wendungszweck der Lieferungen un-
terrichtet, oder ist dieser Verwen-
dungszweck für den AN auch ohne 
ausdrücklichen Hinweis erkennbar, 
so ist der AN verpflichtet, den AG 
unverzüglich zu informieren, falls die 
Lieferungen des AN nicht geeignet 
sind, diesen Verwendungszweck zu 
erfüllen. 

(2) Umstände, die die Einhaltung ver-
einbarter Liefertermine gefährden, 
sind dem AG zur Klärung des weite-
ren Vorgehens unverzüglich schrift-
lich anzuzeigen. 

(3) Der AN hat dem AG Änderungen in 
der Art der Zusammensetzung des 
verarbeiteten Materials oder der 

konstruktiven Ausführung gegen-
über bislang dem AG erbrachten 
gleichartigen Lieferungen oder Leis-
tungen unverzüglich schriftlich an-
zuzeigen. Die Änderungen bedürfen 
der schriftlichen Zustimmung des 
Ag. 

(4) Der AN hat dafür zu sorgen, dass die 
Lieferungen und Leistungen den 
Umweltschutz-, Unfallverhütungs- 
und anderen Arbeitsschutz-
vorschriften, den sicherheitstechni-
schen Regeln sowie allen in der 
Bundesrepublik Deutschland gelten-
den rechtlichen Anforderungen ge-
nügen, und hat den AG auf spezielle, 
nicht allgemein bekannte Behand-
lungs- und Entsorgungserfordernis-
se bei jeder Lieferung hinzuweisen. 
Dies schließt insbesondere die VER-
ORDNUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES über 
die Einstufung, Kennzeichnung und 
Verpackung von Stoffen und Gemi-
schen, zur Änderung und Aufhebung 
der Richtlinien 67/548/EWG und 
1999/45/EG und zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 
(REACH) sowie alle diesbezüglichen 
Rechtsakte der EU und der Bundes-
republik. ein 

(5) Nachträglich erkannte sicherheitsre-
levante Mängel aufgrund von Pro-
duktbeobachtungen sind dem AG 
auch nach Ablauf der Gewährleis-
tungsfrist unaufgefordert anzuzei-
gen. 

4.2 Technische Unterlagen 

(1) Sämtliche vom AG geforderten 
technischen Unterlagen haben in 
Form und Ausführung den einschlä-
gigen deutschen Normen zu ent-
sprechen und sind in deutscher 
Sprache zu liefern. Diese Unterlagen 
stellen einen wesentlichen Bestand-
teil der Lieferung dar. 

(2) Mit der bestellten Maschine oder 
Fertigungseinrichtung ist eine Be-
triebsanleitung in dreifacher Ausfer-
tigung mitzuliefern, untergliedert in 

 Angaben über das Erzeugnis 

 Anforderungen an den Aufstel-
lungsort 

 Hinweise für Transport, Aufstel-
lung und Abbau 

 Angaben zum Betrieb (Verwen-
dung) 

 Anleitungen und Hinweise für 
die Instandhaltung. 

(3) Sofern nicht bereits Teil der Be-
triebsanleitung nach 4.2 Abs. 2, sind 
folgende Unterlagen als Anhang der 
Betriebsanleitung mitzuliefern: 

 Ausgefüllte AWF-Maschinen-
karte 

 Angaben über Zubehör 

 Verschleißteil- und Ersatzteillis-
ten 

 Prüfprotokoll 

 ggf. Zusammenstellungszeich-
nung 

 ggf. Werkzeugliste 

 ggf. Programmieranleitung 

(4) Technische Unterlagen, die der AG 
zur Vorbereitung der Aufstellung 
und des Betriebes bereits vor Liefe-
rung der Maschine oder Fertigungs-
einrichtung benötigt, sind zu den in 
der Bestellung angegebenen Termi-
nen und Stückzahlen zu liefern. 

(5) Der AN hat dem AG auf dessen 
Anforderung hin die schriftliche Be-
stätigung zu geben, dass der Liefer-
gegenstand den Bestimmungen der 
Unfallverhütungsvorschrift „Elektri-
sche Anlagen und Betriebsmittel“ 
(DGUV V3) entspricht. 

(6) Sofern für den Gebrauch der bestell-
ten Maschine oder Fertigungsein-
richtung eine behördliche Genehmi-
gung erforderlich ist, hat der AN 
dem AG die nötigen Unterlagen in 
dreifacher Ausfertigung zur Verfü-
gung zu stellen. Der AN ist verpflich-
tet, den AG nach besten Kräften bei 
der Einholung der behördlichen Ge-
nehmigung zu unterstützen. 

 

5 Besondere Pflichten des 
AN 

5.1 Einhaltung der Grundsätze 
des Globalen Paktes der 
Vereinten Nationen 

(1) Durch den Beitritt des Gesellschaf-
ters des AG zum Globalen Pakt 
(Global Compact) der Vereinten Na-
tionen verpflichtet der AG sich sowie 
seine AN zur Einhaltung des Globa-
len Paktes.  

(2) Der AN verpflichtet sich, die Grunds-
ätze der Global Compact Initiative 
der UN zu beachten. Diese betreffen 
im Wesentlichen den Schutz der in-
ternationalen Menschenrechte, das 
Recht auf Tarifverhandlungen, die 
Abschaffung von Zwangsarbeit und 
Kinderarbeit, die Beseitigung von 
Diskriminierung bei Einstellung und 
Beschäftigung, die Verantwortung 
für die Umwelt und die Verhinde-
rung von Korruption. Weitere Infor-
mationen zur Global Compact Initia-
tive der UN sind unter 
www.unglobalcompact.org erhält-
lich. 

(3) Der AN verpflichtet sich, den AG 
umgehend über alle in seinem Ge-
schäftsbereich auftretenden Verstö-
ße gegen die in Absatz 1 und 2 auf-
geführten Grundsätze zu informie-
ren. 

(4) Bei Kenntniserlangung von Verstö-
ßen gegen die unter Absatz 1 bis 3 
genannten Bedingungen seitens des 
AN behält sich der AG eine Überprü-
fung und ggf. Beendigung der ge-
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meinsamen Geschäftsbeziehungen 
vor. 

5.2 Integritätsklausel 

 (1) Der AG weist ausdrücklich auf die in 
seinem Unternehmen geltenden 
„VINCI Ethik-Charta und Verhaltens-
regeln“ und „VINCI Verhaltenskodex 
gegen Korruption“ hin, die über fol-
gende Internetseite heruntergeladen 
werden können: „http://www.vinci-
ener-
gies.de/de/nachhaltigkeit/gesellscha
ftliche-verantwortung/unsere-
verantwortung/“. 

(2) Der AN versichert, dass er wie auch 
seine Nachunternehmer und Liefe-
ranten in ihren jeweiligen Unter-
nehmen eine Compliance Organisa-
tion eingerichtet haben und einen 
Verhaltenskodex implementiert ha-
ben, der vergleichbare Standards an 
das ethische Verhalten der jeweili-
gen Organe und Mitarbeiter anlegt, 
und stellt dessen Einhaltung sicher. 
Sollte dies bei ihm, einem Nachun-
ternehmer oder einem Lieferanten 
von ihm nicht der Fall sein, so ver-
pflichtet sich der AN hiermit, dass er 
seinen Organen und Mitarbeitern 
und die jeweiligen Nachunterneh-
mer und Lieferanten ihren Organen 
und Mitarbeitern die Einhaltung der 
„VINCI Ethik-Charta und Verhaltens-
regeln“ und des „VINCI Verhaltens-
kodex gegen Korruption“ auferlegt 
und dass er deren Einhaltung sicher-
stellt. 

5.3 Verstoß gegen Ziff. 5.1 und 5.2 

(1) Der AN verpflichtet sich, den AG 
umgehend über alle auftretenden 
Verstöße gegen die in Ziffer 5.1 und 
5.2 aufgeführten Pflichten zur Aufer-
legung und zur Einhaltung zu infor-
mieren. 

(2) Bei Kenntniserlangung von Verstö-
ßen gegen die unter Ziff. 5.1 und 5.2 
genannten Pflichten zur Auferlegung 
und Einhaltung seitens des AN be-
hält sich der AG eine Über-prüfung 
vor. Wird ein Verstoß fest-gestellt, 
so ist der AG berechtigt, sämtliche 
Verträge mit dem AN gem. § 648a 
BGB außerordentlich zu kündigen 
oder hiervon zurück-zutreten. 

5.4 Versand  

Liefergegenstände sind sachgemäß 
zu verpacken und zu versenden. 
Verpackungs- und Versandvorschrif-
ten sind einzuhalten. Jeder Lieferung 
sind Lieferscheine oder Packzettel 
beizufügen. In allen Schriftstücken 
sind die Bestellnummern und die in 
der Bestellung geforderten Kenn-
zeichnungen des AG anzugeben. 
Spätestens am Tag des Versandes ist 
dem AG eine Versandanzeige zuzu-
leiten. Dem AG durch Nichtbeach-
tung vorstehender Regelungen ent-
stehende Mehrkosten gehen zu Las-
ten des AN. 

5.5 Entsorgung 

Verpackungsmaterialien sind nur im 
erforderlichen Umfang und aus 
möglichst umweltfreundlichem Ma-
terial zu verwenden; der AN ist zur 
Rücknahme der Verpackungen im 
Rahmen der abfallrechtlichen Best-
immungen verpflichtet, soweit nichts 
anderes vereinbart wird. 

5.6 Ersatzteile und Lieferbereit-
schaft 

(1) Der AN ist verpflichtet, Ersatzteile für 
den Zeitraum der gewöhnlichen 
technischen Nutzung, mindestens 
jedoch 10 Jahre nach der letzten Lie-
ferung des Liefergegenstandes zu 
angemessenen Bedingungen zu lie-
fern. 

(2) Stellt der AN nach Ablauf der in § 5.4 
Abs.1 genannten Frist die Lieferung 
der Ersatzteile oder während dieser 
Frist die Lieferung des Liefergegen-
standes ein, so ist dem AG Gelegen-
heit zu einer letzten Bestellung zu 
geben. 

5.7 Beistellung 

(1) Vom AG dem AN überlassene Ge-
genstände aller Art bleiben Eigen-
tum des AG. Sie dürfen ausschließ-
lich zur Erbringung der bestellten 
Lieferungen verwendet werden. 

(2) Der AN ist verpflichtet, auf eigene 
Kosten etwa erforderliche Wartungs- 
und Inspektionsarbeiten durchzu-
führen sowie die überlassenen Ge-
genstände ausreichend zu versichern 
und dies dem AG auf Verlangen 
nachzuweisen. 

(3) Soweit vom AG überlassene Gegen-
stände vom AN zu einer neuen be-
weglichen Sache verarbeitet oder 
umgebildet werden, gilt der AG als 
Hersteller. Im Falle einer Verbindung 
oder untrennbaren Vermischung mit 
anderen Gegenständen erwirbt der 
AG Miteigentum an der neuen Sache 
im Verhältnis des Wertes, den die 
Gegenstände zur Zeit der Verbin-
dung oder Vermischung hatten. Er-
folgen die Verbindung oder Vermi-
schung in der Weise, dass die Ge-
genstände des AN als Hauptsache 
anzusehen sind, so gilt als verein-
bart, dass der AN dem AG anteilmä-
ßig Miteigentum überträgt; der AN 
verwahrt das Miteigentum für den 
AG. 

 

6 Änderungen und Ergän-
zungen des Liefer- und / 
oder Leistungsumfanges 

6.1 Wird der AG durch seinen KUNDEN 
im Rahmen seines Auftrags mit 
Nachaufträgen beauftragt, so ist der 
AN zur Ausführung verpflichtet. Die 
Abrechnung wird entsprechend der 
Einheitspreise des Hauptauftrags 
durchgeführt.  

6.2 Im Übrigen darf der AN die Ausfüh-
rung einer Änderung, die zu Errei-
chung des vereinbarten Erfolges er-
forderlich ist, nicht und eine Ände-
rung des vereinbarten Erfolges nur 
ablehnen, wenn sie ihm im Einzelfall 
unzumutbar ist. Macht der AN be-
triebsinterne Gründe für die Unzu-
mutbarkeit geltend, so trägt er die 
Beweislast. 

6.3 Erfordert die Angebotserstellung des 
AN Planungsleistungen, so schuldet 
der AN auch diese, soweit ihm dies 
zumutbar ist, etwa weil sein Betrieb 
hierauf eingerichtet ist. 

6.4 Der AG kann im Rahmen des KUN-
DEN-Projekts auch Material ohne 
Montageleistung zu den Konditio-
nen des Auftrags vom AN beziehen, 
soweit das zu beziehende Material 
bzw. die Materialart im Lieferumfang 
des Hauptauftrags enthalten ist. 

6.5 § 650 b BGB findet in allen weiteren 
Fällen, in  denen der AG geänderte 
Leistungen oder einen geänderten 
Werkerfolg wünscht, mit der Maß-
gabe Anwendung, dass der AG un-
mittelbar zur Anordnung der geän-
derten Leistung berechtigt ist, so-
weit die Parteien im Verhandlungs-
protokoll keine andere Frist verein-
baren. 

 

7 Termine 
7.1 Der vereinbarte Liefertermin ist 

verbindlich. Vorablieferungen sind 
nur mit Zustimmung des AG zuläs-
sig.  

7.2 Für die Rechtzeitigkeit von Lieferun-
gen oder Aufstellung kommt es auf 
den Eingang bei der vom AG ange-
gebenen Versandanschrift an.  

 

8 Vertragsstrafe 
8.1 Gerät der AN in Verzug, so ist der 

AG berechtigt, eine Vertragsstrafe 
von 0,1 % des Bestellwertes pro an-
gefangenen Kalendertag, höchstens 
jedoch 5 % des Bestellwertes zu ver-
langen.  

8.2 Der AG kann die Vertragsstrafe 
verlangen bis spätestens zur Zah-
lung oder sonstigen Erfüllung der 
Schlussrechnung. 

 

 

 
9 Abnahme 
9.1 Sofern vereinbart, erfolgt eine ge-

meinsame Vorabnahme im Herstel-
lerwerk. Den Umfang der Vorab-
nahmeprüfung bestimmt der AG. 
Nach Bestätigung der Vorabnahme 
durch den AG erfolgt die Lieferfrei-
gabe. 
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9.2 Die Abnahme erfolgt durch Personal 
des AG am Aufstellungsort. Die Ma-
schine oder Fertigungseinrichtung 
einschließlich der zugehörigen tech-
nischen Unterlagen wird dabei auf 
Mängel überprüft. Den Umfang der 
Abnahmeprüfung bestimmt der AG. 
Die Maschine oder Fertigungsein-
richtung gilt erst dann als abge-
nommen, wenn der AG das Abnah-
meprotokoll ohne Einschränkungen 
unterschrieben hat. 

 

10 Vergütung, Preise 
Die Preise gelten frei Erfüllungsort 
(DDP Incoterms 2010) einschließlich 
aller Ladevorgänge (Be- und Entla-
den). 

 
11 Änderungen der Vergütung 
11.1 Der AN ist verpflichtet, seine Kalku-

lation auf Verlangen des AG offen-
zulegen, wenn er eine Vergütung für 
Leistungen infolge einer Änderung 
des vereinbarten Erfolgs oder zur Er-
reichung des vereinbarten Erfolgs 
verlangt. 

11.2 Der AN ist verpflichtet, die Kalkulati-
on bestimmter Einheitspreise offen 
zu legen, wenn der AG dies zur Erar-
beitung von Nachträgen gegenüber 
dem KUNDEN fordert. Der AN hat t 
diese innerhalb einer Frist von 12 
Arbeitstagen nach Aufforderung 
vorzulegen. 

11.3 § 650 c BGB findet in allen weiteren 
Fällen, in denen der AG geänderte 
Leistungen oder einen geänderten 
Werkerfolg wünscht, mit der Maß-
gabe Anwendung, dass bereits ver-
einbarte Preise auch für derartige 
Leistungen gelten, soweit sich die 
Parteien nicht auf eine anderen Preis 
verständigen. 

 

12 Rechnungen 
Die Rechnung muss die Bestell-
nummer und die in der Bestellung 
geforderten Kennzeichnungen wie-
dergeben.  

 

13 Zahlungen  
13.1 Zahlungen erfolgen nach Zugang 

der Waren- und Rechnung innerhalb 
von 15 Kalendertagen abzügl. 3% 
Skonto, innerhalb von 15 bis 29 Ka-
lendertagen abzügl. 2% Skonto oder 
wahlweise nach 30 Kalendertagen 
rein netto. 

13.2 § 13.1 gilt entsprechend für andere 
Erfüllungshandlungen des AG sowie 
die berechtigte Geltendmachung 
von Leistungsverweigerungsrechten 
und Zurückbehaltungsrechten. 

13.3 Lässt der AG für eine Abschlagszah-
lung oder die Vorauszahlung die 
Skontofrist verstreichen, lässt dies 

die Berechtigung zum Abzug von 
Skonto für die übrigen Zahlungen 
oder Erfüllungshandlungen unbe-
rührt. 

13.4 Alle Preise verstehen sich ohne 
Umsatzsteuer. Die Umsatzsteuer 
wird zum jeweils geltenden Satz ent-
sprechend den jeweils geltenden 
steuerlichen Vorschriften gesondert 
in Rechnung gestellt. 

13.5 Schecks oder Wechsel werden an 
Erfüllung statt angenommen. 

 

14 Sicherheiten 
14.1 Vertragserfüllungssicherheit 

(1) Als Sicherheit für die Vertragserfül-
lung stellt der AN auf Verlangen des 
AG eine Sicherheit in Höhe von 10 % 
der Auftragssumme („Vertragserfül-
lungssicherheit“), soweit die Parteien 
im Verhandlungsprotokoll keine an-
dere Höhe der Sicherheit vereinbart 
haben. Die Vertragserfüllungssicher-
heit sichert die Ansprüche des AG 
auf die vertragsgemäße Ausführung 
der Leistung, Mängelansprüche und 
die nicht mit Mängeln in Zusam-
menhang stehenden Zahlungsan-
sprüche des AG (insb. wegen Ver-
tragsstrafe, Schadensersatz, Mehr-
kostenerstattung und Rückzahlung 
überzahlten Werklohns). 

(2) Soweit von der Vertragserfüllungssi-
cherheit auch Mängelansprüche ab-
gesichert werden, erfasst die Sicher-
heit nur Ansprüche wegen vor oder 
bei Abnahme festgestellter Mängel. 
Die Vertragserfüllungssicherheit si-
chert keine Ansprüche wegen Män-
geln, die erstmals nach dem Beginn 
der Gewährleistungszeit festgestellt 
werden. 

(3) Die Vertragserfüllungssicherheit 
dient auch der Absicherung von 
Rückgriffansprüchen des AG gegen 
den AN aufgrund einer Inanspruch-
nahme des AG bei Verstößen des 
AN gegen § 14 AEntG (Zahlung des 
Mindestlohns an die Arbeitnehmer 
und Abführung der Beiträge an eine 
gemeinsame Einrichtung der Tarif-
vertragsparteien), § 28e Abs. 3a bis 
3f SGB IV (Abführung der Sozialver-
sicherungsbeiträge) und § 150 Abs. 3 
SGB VII (Abführung der Beiträge für 
die Bauberufsgenossenschaft). 

(4) Zur Vereinfachung der Abwicklung 
kann der AG bei jeder Abschlagszah-
lung 10% des jeweiligen Zahlbetra-
ges einbehalten, bis die Sicher-
heitssumme erreicht ist (Bareinbe-
halt). 

(5) Der AN kann, soweit der Bareinbe-
halt nicht bereits berechtigt verwer-
tet ist, seine Auszahlung verlangen 
Zug-um-Zug gegen Stellung einer 
Vertragserfüllungsbürgschaft eines 
gemäß § 17 Abs. 2 VOB/B zulässigen 
Kreditinstitutes oder Kreditversiche-
rers über 10 % der Auftragssumme, 

die dem dem Verhandlungsprotokoll 
als Anlage beigefügten, als „Ver-
tragserfüllungsbürgschaft“ bezeich-
neten Muster entspricht. 

(6) Bei einer Änderung der Auftrags-
summe durch Mengenmehrungen, 
Änderungen, Beauftragung von Be-
darfspositionen o.ä. ändert sich die 
Höhe der Vertragserfüllungssicher-
heit entsprechend. Hat der AN eine 
Vertragserfüllungsbürgschaft vorge-
legt, ist bei einer Änderung der Auf-
tragssumme auf Verlangen einer der 
Parteien der Bürgschaftsbetrag an 
die geänderte Auftragssumme an-
zupassen. Ist die Auftragssumme ge-
stiegen, so kann der AG bis zur An-
passung des Bürgschaftsbetrages 
einen Bareinbehalt in Höhe der der-
zeit ungesicherten Differenz vor-
nehmen; dieser Bareinbehalt kann 
durch Anpassung des Bürgschafts-
betrages unter den Voraussetzun-
gen des Absatz 5 abgelöst werden. 

(7) Die Vertragserfüllungsbürgschaft 
darf eine Hinterlegungsklausel nicht 
enthalten. Sie dient auch zur Siche-
rung etwaiger Ansprüche des AG auf 
Rückerstattung von Überzahlungen 
und Schadensersatz. Gleiches gilt, 
wenn die Gewährleistungssicherheit 
gemäß obigem Abs. 2 durch Bank-
bürgschaft abgelöst wird. Der An-
spruch auf Erfüllung aus der Sicher-
heit (auch in Form einer Bürgschaft) 
verjährt nicht vor Eintritt der Verjäh-
rung des besicherten Anspruchs.  

(8) Der AN kann die Vertragserfüllungs-
bürgschaft nach Abnahme und Ab-
lauf der Prüffrist für die Schlussrech-
nung, sowie Zug-um-Zug gegen 
Stellung einer Sicherheit gemäß § 
14.2 zurückverlangen. Soweit aber 
durch die Sicherheit gesicherte An-
sprüche noch nicht erfüllt sind, darf 
der AG für diese Ansprüche einen 
entsprechenden Teil dieser Sicher-
heit zurück-behalten. Ist eine Ver-
tragserfüllungsbürgschaft nicht 
übergeben worden, so reduziert sich 
der ein getätigter Bareinbehalt nach 
Abnahme und Ablauf der Prüffrist 
für die Schlussrechnung auf die Hö-
he des Gewährleistungseinbehalts 
zzgl. etwaiger vom AG bereits gel-
tend gemachter und noch nicht er-
füllter Ansprüche. 

(9) Die Sicherheitsleistung durch Hinter-
legung von Geld ist ausgeschlossen. 
Im Übrigen gilt § 17 VOB/B. 

 

14.2 Sicherheit für Mängelansprüche 
des AG 

(1) Zur Absicherung der Mängelansprü-
che des AG wegen nach Abnahme 
festgestellter Mängel (einschließlich 
Schadensersatz) stellt der AN auf 
Verlangen des AG eine Sicherheit in 
Höhe von 5% der Abrechnungs-
summe („Gewährleistungssicher-
heit“) für die vollständige Dauer der 
Gewährleistung“, soweit die Parteien 
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im Verhandlungsprotokoll keine an-
dere Höhe der Sicherheit vereinbart 
haben.  

(2) Die Gewährleistungssicherheit dient 
auch der Absicherung von Rück-
griffansprüchen des AG gegen den 
AN aufgrund einer Inanspruchnah-
me des AG bei Verstößen des AN 
gegen § 14 AEntG (Zahlung des 
Mindestlohns an die Arbeitnehmer 
und Abführung der Beiträge an eine 
gemeinsame Einrichtung der Tarif-
vertragsparteien), § 28e Abs. 3a bis 
3f SGB IV (Abführung der Sozialver-
sicherungsbeiträge) und § 150 Abs. 3 
SGB VII (Abführung der Beiträge für 
die Bauberufsgenossenschaft). 

(3) Zur Vereinfachung der Abwicklung 
kann der AG 5 % der Abrechnungs-
summe bei der Schlusszahlung als 
Gewährleistungssicherheit einbehal-
ten (Bareinbehalt). 

(4) Der AN kann, soweit der Bareinbe-
halt gemäß Abs. 3 nicht berechtigt 
verwertet ist, die Auszahlung dieses 
Bareinbehalts verlangen Zug-um-
Zug gegen Stellung einer Bürgschaft 
für Mängelansprüche eines gemäß § 
17 Abs. 2 VOB/B zulässigen Kreditin-
stitutes oder Kreditversicherers in 
dem Auszahlungsbegehren entspre-
chender Höhe, die dem dem Ver-
handlungsprotokoll als Anlage bei-
gefügten, als „Gewährleistungsbürg-
schaft“ bezeichneten Muster ent-
spricht. 

(5) Zur Rückgabe der Sicherheit wegen 
Mängelansprüchen ist der AG unter 
den Voraussetzungen des § 17 Abs. 
8 Nr. 2 VOB/B verpflichtet, jedoch 
mit der Maßgabe, dass statt des dort 
in Satz 1 genannten Zeitraums von 
zwei Jahren die von den Parteien 
vertraglich vereinbarten Verjäh-
rungsfristen für Mängelansprüche 
maßgeblich sind.  

(6) Haben die Parteien im Verhand-
lungsprotokoll eine Verjährungsfrist 
von 10 Jahren vereinbart, ohne ge-
sonderte Abrede zur Reduzierung 
der Sicherheit nach Ablauf der Re-
gelverjährung von 5 Jahren getrof-
fen zu haben, reduziert sich die Si-
cherheit auf 1 %, soweit nicht zuvor 
eine Inanspruchnahme erfolgt ist. 
Nach 10 Jahren ist die Sicherheit 
vollständig zurückzugeben, es sei 
denn, sie ist vorher in Anspruch ge-
nommen. Ist die Sicherheit in An-
spruch genommen und der jeweils 
geltend gemachte Anspruch noch 
nicht erfüllt worden, so darf der AG 
für diese Ansprüche einen entspre-
chenden Teil dieser Sicherheit zu-
rückbehalten. 

(7) Im Übrigen gelten § 17 VOB/B und § 
14.1 Abs.7. 

 

15 Mängelansprüche 
15.1 §§ 377 ff HGB und Art. 38, 39 CISG 

werden abbedungen. Stattdessen 
gilt: Der AG ist nicht verpflichtet, ei-
ne Lieferung unverzüglich zu unter-
suchen, es sei denn, dies ist auf 
Grund der dem AN bekannt ge-
machten oder erkennbaren Be-
triebsabläufe, für den AG nicht un-
zumutbar oder nicht unzweckmäßig. 
In diesem Fall ist eine Rüge noch 
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich 
nach Erkennen der Mängel erfolgt, 
es sei denn, dass die Mängel auch 
ohne Untersuchung bei der Anliefe-
rung offensichtlich waren. Treffen 
die Parteien im Verhandlungsproto-
koll keine anderweitige Regelung, 
gilt als ausreichend eine Frist von 
drei Wochen nach Lieferung und im 
Falle offensichtlicher Mängel von 2 
Wochen. 

15.2 Der AN leistet dafür, dass seine 
Lieferungen und Leistungen wäh-
rend der gesetzlichen Gewährleis-
tungszeitraums mangelfrei bleiben 
und die vertraglich vereinbarten Ei-
genschaften haben. Für vertragliche 
vereinbarte Eigenschaften sowie 
Leistungs- oder Qualitätsmerkmale 
übernimmt der AN die Garantie (§§ 
443, 444, 639 BGB). 

15.3 Die Verjährungsfrist für Mängel 
beginnt bei abnahmepflichtigen 
Leistungen mit der förmlichen Ab-
nahme der Leistungen des AN und 
bei nicht abnahmepflichtigen Leis-
tungen entweder mit der Gegen-
zeichnung des Liefernachweises 
durch den AG oder, falls diese nicht 
erfolgt und in diesem Rahmenver-
trag keine besonderen Regelungen 
getroffen wurden, nach den gesetz-
lichen Vorschriften. Die jeweilige ge-
setzliche Verjährungsfrist ist um 6 
Monate verlängert. Die Verjährungs-
frist wird durch eine berechtigte 
Mängelrüge gehemmt. 

15.4 Mängel sind dem AN, sobald sie 
nach den Gegebenheiten eines ord-
nungsgemäßen Geschäftsablaufs 
festgestellt werden, innerhalb an-
gemessener Frist schriftlich anzuzei-
gen. 

15.5 Der AN wird Qualitätsprüfungen 
durchführen und dem AG auf 
Wunsch die Überprüfung des Her-
stellungsverfahrens in seinem Be-
trieb gestatten. Entsprechende Do-
kumente werden auf Wunsch dem 
AG überlassen. 

15.6 Im Falle der Neuherstellung oder 
Nachbesserung ist die mangelhafte 
Lieferung vom AN am Ort ihrer aus 
der Beauftragung des AN erkennba-
ren bestimmungsgemäßen Verwen-
dung (Belegenheitsort), ansonsten 
am Erfüllungsort zurückzunehmen. 

 

16 Haftung/Versicherung 
16.1 Der AG haftet dem AN nur im Falle 

vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 
Handelns. 

16.2 (1) Der AN ist verpflichtet, auf seine 
Kosten eine ausreichende Betriebs-
haftpflichtversicherung abzuschlie-
ßen, diese während der Vertrags-
laufzeit aufrecht zu erhalten, wobei 
diese Beträge bei mehreren Scha-
densfällen mindestens zwei Mal pro 
Versicherungsjahr zur Verfügung 
stehen müssen: 

Schadensart: Deckungssumme 

   in EUR: 

Personenschäden  2.000.000 

Sachschäden  2.000.000 

Vermögensschäden 1.000.000 

Tätigkeitsschäden    500.000 

(2) Der AN wird dem AG die Kopien 
der Versicherungsverträge spätes-
tens bei Lieferung vorlegen. Der AN 
hat vor dem Nachweis des Versiche-
rungsschutzes keinen Anspruch auf 
Leistungen des AG. Der AG kann 
Zahlungen vom Nachweis des Be-
standes und des Fortbestehens des 
Versicherungsschutzes abhängig 
machen. 

(3) Der AN ermächtigt den AG, in 
Schadensfällen unmittelbar Kontakt 
mit der Versicherung aufzunehmen, 
von dieser Informationen abzufor-
dern oder Verhandlungen zu führen. 
Der AG wird dabei unwiderruflich 
ermächtigt, Entschädigungszahlun-
gen der Versicherung im eigenen 
Namen geltend zu machen und ent-
gegen zu nehmen, soweit die Ersatz-
leistungen auf Schäden im Eigentum 
des AG entfallen. 

 

17 Dauer und Kündigung 
17.1 Kündigung 

(1) Der AG kann den gesamten Vertrag 
oder Teile desselben jederzeit kün-
digen.  

(2) Hat der AN die Kündigungsgründe 
zu vertreten, so sind nur die bis da-
hin vertragsgemäß erbrachten, in 
sich abgeschlossenen und nachge-
wiesenen Leistungen zu vergüten, 
sofern diese für den AG verwertbar 
sind. Schadensersatzansprüche des 
AG bleiben unberührt. Der AN hat 
die Kündigungsgründe insbesondere 
in folgenden Fällen zu vertreten: 

 Der AN erbringt trotz Abmah-
nung und Fristsetzung keine be-
anstandungsfreie Leistung. 

 Der AN hält trotz Abmahnung 
und Fristsetzung die vertraglich 
vereinbarten Fristen und Termi-
ne nicht ein. 
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(3) Hat der AN die Kündigungsgründe 
nicht zu vertreten, so ersetzt der AG 
die bis zum Kündigungstermin 
nachweisbar erbrachten Leistungen 
und die nicht mehr abwendbaren 
Kosten. Darüberhinausgehende Er-
füllungs- oder Schadensersatzan-
sprüche stehen dem AN anlässlich 
der Kündigung nicht zu. Der AN wird 
mit seinen Nachunternehmern eine 
entsprechende Regelung vereinba-
ren.  

(4) Die Rechte an den bis zur Kündi-
gung geschaffenen Arbeitsergebnis-
sen gehen auf den AG über. 

17.2 Insolvenz und Insolvenzan-
trag gegen den AN 

(1) Der AG ist zur Kündigung des Ver-
trages gemäß. § 17.1 Abs. 2 insbe-
sondere berechtigt, wenn der AN 
seine Zahlungen einstellt oder einen 
Eigenantrag auf Eröffnung des Insol-
venzverfahrens oder eines ver-
gleichbaren Verfahrens stellt oder 
ein Insolvenzverfahren oder ver-
gleichbares Verfahren über sein 
Vermögen eröffnet wird. 

(2) Aufschiebend bedingt für den Fall 
des Abs. 1 tritt der AN bereits jetzt 
seine im Zeitpunkt des Bedingungs-
eintritts bestehenden gegenwärtigen 
und zukünftigen Erfüllungs- und 
Nachbesserungsansprüche ab, die 
der AN aus einem Rechtsverhältnis 
mit einem Dritten hat.  

(3) Gegenstand dieses Rechtsverhältnis-
ses muss dabei die Erfüllung oder 
Nachbesserung einer Leistung sein, 
die auch als Erfüllung oder Nachbes-
serung im Rechtsverhältnis zwischen 
AG und AN anzusehen ist. Soweit 
jenes Rechtsverhältnis auch die Er-
füllung oder Nachbesserung von 
Leistungen zum Gegenstand hat, die 
nicht als Erfüllung oder Nachbesse-
rung im Rechtsverhältnis zwischen 
AG und AN anzusehen sind, sind 
diese Ansprüche von der Abtretung 
ausgeschlossen. 

17.3 Weiterführung der Leistun-
gen 

Wird der Vertrag zwischen AG und 
AN durch einseitige Willenserklä-
rung oder Einigung oder sonstwie 
(jedoch nicht durch Erfüllung §§ 362, 
364 BGB) beendet (nachfolgend: 
Vertragsbeendigung), hat der AN al-
le Mittel zur Verfügung zu stellen, 
die der AG  zur Weiterführung der 
Leistungen benötigt. Hierunter fallen 
insbesondere: die Benutzung von 
Geräten, Materialien, Anlagenteilen, 
Zeichnungen, Know-how und 
Schutzrechten. Der AN ist verpflich-
tet, den AG bei dieser Nutzung um-
fassend zu unterstützen. Der AN ist 
verpflichtet, unverzüglich die voll-
ständigen Projektunterlagen an den 
AG kostenfrei herauszugeben und 
tritt hiermit alle Rechte an diesen 
Unterlagen an den AG unter der auf-
schiebenden Bedingung der Ver-

tragsbeendigung ab, welche der AG 
annimmt. Auf Zurückbehaltungs-
rechte an der Herausgabe der Un-
terlagen, gleich aus welchem 
Rechtsgrund, verzichtet der AN, der 
AG nimmt den Verzicht an. Als Pro-
jektunterlagen sind alle Sachen in 
körperlicher Form sowie auch jegli-
che EDV-basierende Daten, Dateien 
und sonstige Informationen zu ver-
stehen, die (un-)mittelbar im Zu-
sammenhang mit dem Projekt und 
dessen Ausführung stehen. 

 

17.4 Nachunternehmer und Sub-
lieferanten 

Der AN tritt bereits jetzt aufschie-
bend bedingt durch die Vertragsbe-
endigung 

 alle seine gegenwärtigen und 
zukünftigen gegen Nachunter-
nehmer und Sublieferanten  (im 
Folgenden: NU) bestehenden 
bzw. entstehenden Ansprüche, 
einschließlich aller Ansprüche 
auf Erfüllung, Ansprüche wegen 
Nicht- oder Schlechterfüllung, 
Rückzahlungsansprüche aus 
Überzahlungen, Schadensersatz-
ansprüche, Gewährleistungsan-
sprüche, Ansprüche auf und aus 
Sicherheitsleistungen sowie An-
sprüche auf Versicherungsleis-
tungen aus ihm oder seinen NU 
entstandenen Schäden sowie 

 alle Ansprüche an und aus dies-
bezüglichen Sicherheiten und 
Bürgschaften (z.B. Vorauszah-
lungs-, Vertragserfüllungs- und 
Gewährleistungsbürgschaften) 

an den AG ab, der die Abtretung 
annimmt. 

Der AN ist verpflichtet, in alle mit 
seinen NU abzuschließenden Verträ-
ge die Erklärung des NU aufzuneh-
men, dass der NU damit einverstan-
den ist, dass der AN seine sämtli-
chen gegenüber dem NU bestehen-
den Ansprüche (insbesondere: Erfül-
lungsansprüche, Rückzahlungsan-
sprüche aus Überzahlungen, Scha-
densersatzansprüche, Gewährleis-
tungsansprüche, Ansprüche auf Ver-
sicherungsleistungen aus dem NU 
entstandenen Schäden, Ansprüche 
an und aus von dem NU gestellten 
Bürgschaften) aufschiebend bedingt 
durch die Vertragsbeendigung an 
den AG abtritt.  

Der AN wird dem AG auf Verlangen 
einen Nachweis darüber liefern. 

 

18 Schutz- und Patentrechts-
verletzungen 

18.1 Der AN ist gegenüber dem AG zur 
Verschwiegenheit im Verhältnis zu 
Dritten im Hinblick auf die ihm in ir-
gendeinem Zusammenhang mit 
dem Projekt bekannt gewordenen 

Informationen, Kenntnisse, Erfah-
rungen (alles in dem Projekt ver-
wandte und gewonnene Know-how ) 
und sonstige Gegenstände seines 
Wissens über die vertragsgegen-
ständliche Leistung sowie die Gege-
benheiten des Projektes, und zwar 
auch über die Beendigung des Ver-
trages hinaus, verpflichtet. Ausge-
nommen davon sind an der Ver-
tragsdurchführung beteiligte Dritte, 
sofern diese in entsprechender Wei-
se zu Verschwiegenheit verpflichtet 
worden sind. 

18.2 Der AN wird dafür Sorge tragen, 
dass auch seine Mitarbeiter, Unter-
auftragnehmer und freien Mitarbei-
ter an die Geheimhaltungsverpflich-
tung gebunden sind. 

18.3 Der AN steht dafür ein, dass die 
Lieferungen und Leistungen frem-
den Patentschutz und sonstige 
Schutzrechte Dritter nicht verletzen. 
Er verpflichtet sich, den AG von et-
waigen Ansprüchen Dritter vollum-
fänglich auf dessen erstes Anfordern 
freizustellen und für den entstehen-
den Schaden zu haften. Etwaige Li-
zenzgebühren trägt der AN. 

18.4 Der AN verpflichtet sich, nicht all-
gemein bekannte kaufmännische 
und technische Informationen und 
Unterlagen, die ihm durch die Ge-
schäftsbeziehung bekannt werden, 
geheim zu halten und ausschließlich 
zur Erbringung der bestellten Liefe-
rungen zu verwenden. Etwaige NU 
sind entsprechend zu verpflichten. 

18.5 Der AN darf bei der Abgabe von 
Referenzen oder bei Veröffentli-
chungen die Firma oder Marken des 
AG nur nennen, wenn dieser vorher 
schriftlich zugestimmt hat. 

18.6 Das Urheberrecht an Plänen, Zeich-
nungen und Ideen, die sich in der 
Lieferung verkörpern, entsteht in der 
Person des AG. Der AG ist Hersteller 
im Sinne des § 950 BGB. 

 
19 Zusicherungen / Sonstige 

Vereinbarungen 
19.1 Der AG ist berechtigt, gegen Forde-

rungen, die dem AN gegen den AG 
zustehen, mit Forderungen aufzu-
rechnen, die ihm oder anderen mit 
dem AG i.S.d. §§ 15 AktG verbunde-
nen Unternehmen gegen den AN 
zustehen. Der AG ist weiter berech-
tigt, gegen Forderungen, die dem 
AN gegen eines der vorbenannten 
Unternehmen zustehen, mit seinen 
Forderungen gegen den AN aufzu-
rechnen. 

19.2 Der AN kann gegen Ansprüche des 
AG nur mit unbestrittenen, rechts-
kräftig festgestellten oder entschei-
dungsreifen Forderungen aufrech-
nen. 

19.3 Der AN ist nicht berechtigt, seine 
Forderungen gegenüber dem AG 
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ohne dessen schriftliche Zustim-
mung abzutreten oder durch Dritte 
einziehen zu lassen; das gilt nicht bei 
wirksamer Vereinbarung eines ver-
längerten Eigentumsvorbehalts 
durch den AN. 

19.4 Die vom AN gefertigten bzw. be-
schafften und dem AG auszuhändi-
genden Unterlagen (Pläne, Zeich-
nungen, Dokumentationen, Daten 
usw.) werden Eigentum des AG. Ein 
Zurückbehaltungsrecht des AN nach 
dem Leistungsende (Abnahme, Kün-
digung oder Vertragsaufhebung) ist 
grundsätzlich ausgeschlossen, es sei 
denn, die Ansprüche des AN, auf die 
er das Zurückbehaltungsrecht stützt, 
sind von dem AG anerkannt oder 
rechtskräftig festgestellt. 

19.5 Die dem AN überlassenen Unterla-
gen des AG sind dem AG spätestens 
nach Abschluss seiner Leistungen zu 
geben. 

19.6 Der AG ist gegenüber dem AN 
berechtigt, den Ersatz des Schadens 
geltend zu machen, der ihm dadurch 
entsteht, dass er seinerseits vom 
KUNDEN wegen schuldhafter Verlet-
zungen des AN gegen gesetzliche 
oder behördliche Vorschriften in An-
spruch genommen wird oder er 
deshalb an der weiteren Ausführung 
gehindert wird oder eine Verzöge-
rung im Bauablauf entsteht. 

19.7 Dieser Vertrag selbst sowie alle 
Änderungen und Ergänzungen be-
dürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform. Dies gilt auch für einen 
Verzicht auf die vereinbarte Schrift-
form. 

19.8 Nebenabreden sind nicht getroffen. 

 

20 Konfliktbeilegung 
Soweit die Parteien im Verhand-
lungsprotokoll Mediation oder eine 
sonstige Form der außergerichtli-
chen Konfliktbeilegung vereinbart 
haben, sind die dort dafür benann-
ten Regelungen zu beachten. 

 

 

 

 

21 Gerichtsstand, anwendba-
res Recht und salvatorische 
Klauseln 

21.1 Erfüllungsort für Lieferungen des AN 
ist die in der Bestellung angegebene 
Versandanschrift. Ist eine Versand-
anschrift nicht angegeben und 
ergibt sich der Erfüllungsort auch 
nicht aus der Natur des Schuldver-
hältnisses, gilt die Anschrift des AG 
als Erfüllungsort. Nachrangig gelten 
die DDP (Erfüllungsort) Incoterms 
2010. Erfüllungsort für Zahlungen ist 
ebenfalls der Ort des AG. Erfüllung 
tritt bei unbarer Zahlung ein, wenn 

bei Überweisung das Konto gedeckt 
ist und der AG über das Geld unwi-
derruflich und frei von Rechten Drit-
ter verfügen kann. 

21.2 Im Falle eines Mangels seiner Liefe-
rungen ist der AN verpflichtet, die 
mangelhafte Sache an dem Ort, an 
dem sich die Sache bestimmungs-
gemäß befindet (Belegenheitsort), 
unausgebaut zurückzunehmen (Er-
füllungsort für Nachbesserung). § 
19.6 bleibt unberührt, 

21.3 Ist der AN Kaufmann, so ist – auch 
für Scheck- und Wechselverfahren – 
der Geschäftssitz des AG Frankfurt 
am Main ausschließlicher Gerichts-
stand. Der AG ist jedoch berechtigt, 
jedes gesetzlich zuständige Gericht 
anzurufen. 

21.4 Alle Rechte und Pflichten aus diesem 
Vertrag bestimmen sich ausschließ-
lich nach deutschem Recht unter 
Ausschluss des Internationalen Pri-
vatrechts und des UN-Kaufrechts. 

21.5 Sollten einzelne Teile dieser Allge-
meinen Einkaufsbedingungen für 
Auftragnehmer oder Teile anderer 
herangezogener Bestimmungen 
rechtsunwirksam sein, so wird die 
Wirksamkeit der übrigen Bestim-
mungen hierdurch nicht beeinträch-
tigt.  

An die Stelle der unwirksamen Klau-
sel tritt die nach Gesetz und Recht-
sprechung nächstliegende, zulässige 
Klausel, die den wirtschaftlichen und 
rechtlichen Sinn in nächstliegender, 
maximal zulässiger Weise regelt. 

 

 

 


